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STELLUNGNAHME ZU POSTULAT P 894 
 

 
Nummer: P 894 
Eröffnet: 20.06.2022 / Bildungs- und Kulturdepartement 
Antrag Regierungsrat: 24.01.2023 / Teilweise Erheblicherklärung 
Protokoll-Nr.: 67 
 
 

Postulat Keller Irene und Mit. über die Überprüfung der Handhabe 

und der Vermittlung der politischen Bildung in der Volksschule 
 
Junge Erwachsene nehmen die demokratischen Partizipationsmöglichkeiten weniger wahr 
als ältere Bevölkerungsgruppen (vgl. Nef et al. 2022). In der im Postulat erwähnten Anhörung 
zum Stimmrechtsalter 16 haben die Vertretungen u. a. auf die fehlende Grundlage der politi-
schen Bildung hingewiesen. Politische Bildung wird im Luzerner Bildungssystem jedoch auf 
allen Stufen vermittelt. In Berufsfachschulen ist Politik ein Thema des allgemeinbildenden 
Unterrichts (ABU) und in den Gymnasien wird politisches Allgemeinwissen mittels fächer-
übergreifendem Konzept unterrichtet. Was an der Volksschule erlernt wird, wurde im Rah-
men der Gestaltung des Lehrplans 21 in einer gründlichen und breiten Erarbeitung festge-
legt, wobei sich diverse Interessengruppen einbringen konnten. Der Lehrplan ist ein Ergebnis 
eines gesellschaftlichen Konsenses. Der Kanton Luzern hat ihn 2014 verabschiedet und ab 
dem Schuljahr 2017/2018 gestaffelt eingeführt. Im Lehrplan sind Aspekte der politischen Bil-
dung bereits für den ersten und zweiten Zyklus enthalten. Sie sind in den Fachbereichen, in 
fächerübergreifenden Themen und auch in überfachlichen Kompetenzen zu finden (Aufzäh-
lung nicht abschliessend);  
 
Fachbereich Deutsch (D.3.C.1):  

- Die Lernenden können in Konsens- und Konfliktgesprächen ihre eigene Meinung […] 
zum Ausdruck bringen und von sich aus mit einem Argument stützen. 

 
Fachbereich Natur, Mensch, Gesellschaft (NMG.10): 

- Die Lernenden lernen, Konflikte in der Gruppe fair zu lösen und können verschiedene 
Strategien anwenden (z. B. Schlichtung, Abstimmung, Konsens). 

- Die Lernenden können sich in andere Menschen hineinversetzen und deren Gefühle, 
Bedürfnisse und Rechte respektieren und sich für sie einsetzen. 

- Die Schülerinnen und Schüler können grundlegende Funktionen öffentlicher Institutio-
nen verstehen (z. B. ausgewählte Aufgaben einer Gemeinde den Ressorts einer Ge-
meinde zuordnen und deren Zusammenspiel erklären). 

- Die Lernenden können Prinzipien der Entscheidungsfindung beispielhaft verstehen 
und in der Klasse anwenden (z. B. Los, Einstimmigkeit, Autorität, Delegation, Schlich-
tung). 

- Die Lernenden können an einem politischen Prozess aus dem Nahraum die Phasen 
und die Möglichkeiten der Mitwirkung erkennen. 

 
 
 

https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&ved=2ahUKEwio4KOp8rr8AhXO_7sIHYIRCZUQFnoECAsQAQ&url=https%3A%2F%2Fwww.bsv.admin.ch%2Fbsv%2Ffr%2Fhome%2Fpublications-et-services%2Fforschung%2Fforschungspublikationen%2F_jcr_content%2Fpar%2Fexternalcontent.bitexternalcontent.exturl.pdf%2FaHR0cHM6Ly9mb3JzY2h1bmcuc296aWFsZS1zaWNoZXJoZWl0LW%2FNoc3MuY2gvd3AtY29udGVudC91cGxvYWRzLzIwMjIvMTEvMTVf%2FMjJEX2VCZXJpY2h0LnBkZg%3D%3D.pdf&usg=AOvVaw0nd_iMFNTY1Oi1C-1xTsg8
https://www.lehrplan21.ch/erarbeitung
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Fachbereich Mathematik: 
- Die Erweiterung sprachlicher Kompetenzen wird unter anderem unter dem Hand-

lungsaspekt Argumentieren angeregt. 
 
Fächerübergreifende Kompetenzen in Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE):  

- Das Thema «Politik, Demokratie und Menschenrechte» steht als eines von sieben 
Themen. Als wichtiges didaktisches Prinzip wird die Partizipation vorgegeben: «Der 
Unterricht wird so ausgerichtet, dass die Lernenden Einfluss nehmen können […]. Sie 
beteiligen sich an den demokratischen Aushandlungs- und Umsetzungsprozessen 
und tragen die Folgen dieser Entscheidungen mit.» 

 
Überfachliche Kompetenzen:  

- Eigenständigkeit: Die Lernenden können einen eigenen Standpunkt einnehmen und 
vertreten, auch wenn dieser im Gegensatz zu vorherrschenden Meinungen/Erwar-
tungen steht. 

- Dialog- und Kooperationsfähigkeit: Die Lernenden können in der Gruppe und in der 
Klasse oder in einem Schülerrat Abmachungen aushandeln und Regeln einhalten. 

- Konfliktfähigkeit: Die Lernenden können in einer Konfliktsituation einen Konsens su-
chen und diesen Konsens anerkennen. 

 
Im dritten Zyklus werden die Kompetenzen erweitert und vertieft. Eine Auflistung findet sich 
in der Stellungnahme zum Postulat Keller Irene und Mit. über die Einführung eines obligatori-
schen Schulfachs «Politische Bildung» auf der Sekundarstufe I (P 101). Dies sind verbindli-
che Vorgaben für die Volksschulen im Kanton Luzern. Schon heute lernen Kinder somit das 
(Mit-)Entscheiden in demokratischen Prozessen, das Argumentieren und Aushandeln sowie 
unser demokratisches Staatssystem vorerst spielerisch und später fundiert kennen und ein-
setzen.  
Eine Evaluation der Inhalte des Lehrplans 21 wird auf interkantonaler Ebene frühestens 2028 
diskutiert. Eine Einführung der politischen Bildung als eigenständiges Fach ist vor dem Hin-
tergrund der Wochenstundentafel und der damit verbundenen Diskussionen um Ressourcen 
mittelfristig nicht zielführend. Vielmehr lohnt sich ein Blick darauf, wie die Vorgaben in der 
Volksschule im Kanton Luzern umgesetzt werden.  
 
Ergänzend zu den inhaltlichen Vorgaben aus dem Lehrplan21 sind im Orientierungsrahmen 
für Schulqualität der Dienststelle Volksschulbildung (DVS) als Grundlage für die Sicherung 
und Weiterentwicklung von Schule und Unterricht unter 2.1 «Schulgemeinschaft gestalten» 
Ansprüche für ein implizites Erleben von politischer Bildung im Schulalltag ausformuliert. 
Demnach sollen die Schulen dafür sorgen, die Schulgemeinschaft partizipativ zu gestalten 
und Wert auf eine tragfähige sowie bereichernde Schulkultur zu legen. Dabei bindet sie Er-
ziehungsberechtigte sowie ausserschulische Akteure ein. 
 
Bei der Umsetzung der Vorgaben werden die Schulen und Lehrpersonen durch verschie-
dene Angebote unterstützt: 

- Weiterbildung an der PH: Transferkurs «Politische Bildung mit einfachen Methoden 
fächerübergreifend umsetzen», 

- Lehrmittel, welche die Lehrplanvorgaben abdecken, 
- Planungshilfe der DVS für eine fächerübergreifende Anwendung politischer Bildung 

im Unterricht, 
- Unterrichtseinheiten auf lernwelten.lu.ch: «Funktioniert mein Schulhaus wie eine Ge-

meinde?», «Warum brauche ich Rechte?», «Wer entscheidet über die Zukunft unse-
res Kantons», «Wieso brauchen wir Menschenrechte?», «Wie gelingt das Zusam-
menleben verschiedener Menschen?», «Wo möchtest du im Kanton Luzern leben?», 
«Ist Troxler ein Erfinder der modernen Schweiz?». Je nach Fachbereich sind ein bis 
zwei Unterrichtseinheiten pro Schuljahr nach Wahl verpflichtend. 

- Unterrichtsangebot der DVS und der PH Luzern: Lernumgebung Kinderrechte – LU-
KIRE, 

https://www.lu.ch/kr/parlamentsgeschaefte/detail?ges=93ff55a279534f2bb2e4be079268c11f&back=1&geschaeftsnr=101&art=-0-1-2-3&bart=-0-1-2-3-4&vart=-0-1-2-3&wart=1&gart=1&status=-0-1
https://volksschulbildung.lu.ch/aufsicht_evaluation/ae_externe_sev/ae_sev_bereiche/ae_sev_orientierungsrahmen
https://volksschulbildung.lu.ch/aufsicht_evaluation/ae_externe_sev/ae_sev_bereiche/ae_sev_orientierungsrahmen
https://lernwelten.lu.ch/
https://volksschulbildung.lu.ch/-/media/Volksschulbildung/Dokumente/unterricht_organisation/faecher_wost_lehrmittel/Unterrichtsangebote/Angebote_fuer_Schulen_23/lernumgebung_lukire_23.pdf
https://volksschulbildung.lu.ch/-/media/Volksschulbildung/Dokumente/unterricht_organisation/faecher_wost_lehrmittel/Unterrichtsangebote/Angebote_fuer_Schulen_23/lernumgebung_lukire_23.pdf
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- Dossier «Politische Bildung» auf zebis.ch, 
- Themendossier «Demokratiebildung in der Schule» von éducation21. 

 
Die Verantwortung für die Umsetzung der Vorgaben aus dem Lehrplan tragen die Schullei-
tungen. Sie setzen durch, dass die Aspekte der politischen Bildung – wie im Lehrplan vorge-
geben – tatsächlich implizit über Strukturen in der Schule bzw. im Unterricht sowie vielfältige 
Formen und explizit über Wissen vermittelt und erlebbar gemacht werden. Grundsätzlich 
werden überfachliche und fächerübergreifende Kompetenzen nicht weniger gewichtet als 
fachliche Kompetenzen und verzahnt unterrichtet.  
 
Der Lehrplan 21 ist erst seit ungefähr einem Jahr über alle Klassen hinweg im ganzen Kan-
ton in Kraft. Unser Rat ist überzeugt, dass die Schulleitungen den korrekten Einsatz des 
Lehrplans im Rahmen ihrer Unterrichtsbeurteilung gewährleisten. Allenfalls wäre zu klären, 
wie die beschriebenen Angebote tatsächlich genutzt werden. Die erwähnte Weiterbildung an 
der Pädagogischen Hochschule kam beispielsweise wegen zu wenigen Anmeldungen im 
Schuljahr 2022/23 nicht zustande.  
 
Darüber hinaus ist eine Ausweitung der politischen Bildung kein Garant dafür, dass die Parti-
zipation junger Erwachsener besser wird (vgl. Koller 2017). Andere Massnahmen könnten 
unter Umständen mehr bewirken. Eine Studie der Universität Bern (Dermont 2014) weist auf 
eine selektive Partizipation der jungen Erwachsenen hin. Sie bleiben vor allem bei komple-
xen Vorlagen und solchen, die sie für uninteressant oder irrelevant halten, von der Urne fern. 
Im Fazit der Studie wird festgehalten, «dass bei den jungen Erwachsenen tatsächlich ein 
Mobilisierungspotential besteht, welches durch einfache und jugendgerechte Information und 
Kommunikation […] möglicherweise besser ausgeschöpft werden könnte.» 
 
Die DVS wird im Rahmen des Entwicklungsvorhabens «Schulen für alle» (Schulentwicklung 
2035) unter dem Aspekt «fachliche und überfachliche Kompetenzen aktualisieren und stär-
ken» einen Baustein «politische Bildung» entwickeln und den Schulen zur Verfügung stellen. 
Aus den erwähnten Gründen beantragen wir Ihnen, das Postulat teilweise erheblich zu erklä-
ren.  
 
 

https://www.zebis.ch/dossier/politische-bildung
https://boris.unibe.ch/107828/1/17koller_d.pdf
https://www.easyvote.ch/_Resources/Persistent/cb53e9c5a889b5427b9d3702763bbe1f19349d19/Studie%20unibe%20politische%20Partizipation%20junger%20Erwachsene.pdf
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[bookmark: _GoBack]Junge Erwachsene nehmen die demokratischen Partizipationsmöglichkeiten weniger wahr als ältere Bevölkerungsgruppen (vgl. Nef et al. 2022). In der im Postulat erwähnten Anhörung zum Stimmrechtsalter 16 haben die Vertretungen u. a. auf die fehlende Grundlage der politischen Bildung hingewiesen. Politische Bildung wird im Luzerner Bildungssystem jedoch auf allen Stufen vermittelt. In Berufsfachschulen ist Politik ein Thema des allgemeinbildenden Unterrichts (ABU) und in den Gymnasien wird politisches Allgemeinwissen mittels fächerübergreifendem Konzept unterrichtet. Was an der Volksschule erlernt wird, wurde im Rahmen der Gestaltung des Lehrplans 21 in einer gründlichen und breiten Erarbeitung festgelegt, wobei sich diverse Interessengruppen einbringen konnten. Der Lehrplan ist ein Ergebnis eines gesellschaftlichen Konsenses. Der Kanton Luzern hat ihn 2014 verabschiedet und ab dem Schuljahr 2017/2018 gestaffelt eingeführt. Im Lehrplan sind Aspekte der politischen Bildung bereits für den ersten und zweiten Zyklus enthalten. Sie sind in den Fachbereichen, in fächerübergreifenden Themen und auch in überfachlichen Kompetenzen zu finden (Aufzählung nicht abschliessend); 



Fachbereich Deutsch (D.3.C.1): 

· Die Lernenden können in Konsens- und Konfliktgesprächen ihre eigene Meinung […] zum Ausdruck bringen und von sich aus mit einem Argument stützen.



Fachbereich Natur, Mensch, Gesellschaft (NMG.10):

· Die Lernenden lernen, Konflikte in der Gruppe fair zu lösen und können verschiedene Strategien anwenden (z. B. Schlichtung, Abstimmung, Konsens).

· Die Lernenden können sich in andere Menschen hineinversetzen und deren Gefühle, Bedürfnisse und Rechte respektieren und sich für sie einsetzen.

· Die Schülerinnen und Schüler können grundlegende Funktionen öffentlicher Institutionen verstehen (z. B. ausgewählte Aufgaben einer Gemeinde den Ressorts einer Gemeinde zuordnen und deren Zusammenspiel erklären).

· Die Lernenden können Prinzipien der Entscheidungsfindung beispielhaft verstehen und in der Klasse anwenden (z. B. Los, Einstimmigkeit, Autorität, Delegation, Schlichtung).

· Die Lernenden können an einem politischen Prozess aus dem Nahraum die Phasen und die Möglichkeiten der Mitwirkung erkennen.







Fachbereich Mathematik:

· Die Erweiterung sprachlicher Kompetenzen wird unter anderem unter dem Handlungsaspekt Argumentieren angeregt.



Fächerübergreifende Kompetenzen in Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE): 

· Das Thema «Politik, Demokratie und Menschenrechte» steht als eines von sieben Themen. Als wichtiges didaktisches Prinzip wird die Partizipation vorgegeben: «Der Unterricht wird so ausgerichtet, dass die Lernenden Einfluss nehmen können […]. Sie beteiligen sich an den demokratischen Aushandlungs- und Umsetzungsprozessen und tragen die Folgen dieser Entscheidungen mit.»



Überfachliche Kompetenzen: 

· Eigenständigkeit: Die Lernenden können einen eigenen Standpunkt einnehmen und vertreten, auch wenn dieser im Gegensatz zu vorherrschenden Meinungen/Erwar-tungen steht.

· Dialog- und Kooperationsfähigkeit: Die Lernenden können in der Gruppe und in der Klasse oder in einem Schülerrat Abmachungen aushandeln und Regeln einhalten.

· Konfliktfähigkeit: Die Lernenden können in einer Konfliktsituation einen Konsens suchen und diesen Konsens anerkennen.



Im dritten Zyklus werden die Kompetenzen erweitert und vertieft. Eine Auflistung findet sich in der Stellungnahme zum Postulat Keller Irene und Mit. über die Einführung eines obligatorischen Schulfachs «Politische Bildung» auf der Sekundarstufe I (P 101). Dies sind verbindliche Vorgaben für die Volksschulen im Kanton Luzern. Schon heute lernen Kinder somit das (Mit-)Entscheiden in demokratischen Prozessen, das Argumentieren und Aushandeln sowie unser demokratisches Staatssystem vorerst spielerisch und später fundiert kennen und einsetzen. 

Eine Evaluation der Inhalte des Lehrplans 21 wird auf interkantonaler Ebene frühestens 2028 diskutiert. Eine Einführung der politischen Bildung als eigenständiges Fach ist vor dem Hintergrund der Wochenstundentafel und der damit verbundenen Diskussionen um Ressourcen mittelfristig nicht zielführend. Vielmehr lohnt sich ein Blick darauf, wie die Vorgaben in der Volksschule im Kanton Luzern umgesetzt werden. 



Ergänzend zu den inhaltlichen Vorgaben aus dem Lehrplan21 sind im Orientierungsrahmen für Schulqualität der Dienststelle Volksschulbildung (DVS) als Grundlage für die Sicherung und Weiterentwicklung von Schule und Unterricht unter 2.1 «Schulgemeinschaft gestalten» Ansprüche für ein implizites Erleben von politischer Bildung im Schulalltag ausformuliert. Demnach sollen die Schulen dafür sorgen, die Schulgemeinschaft partizipativ zu gestalten und Wert auf eine tragfähige sowie bereichernde Schulkultur zu legen. Dabei bindet sie Erziehungsberechtigte sowie ausserschulische Akteure ein.



Bei der Umsetzung der Vorgaben werden die Schulen und Lehrpersonen durch verschiedene Angebote unterstützt:

· Weiterbildung an der PH: Transferkurs «Politische Bildung mit einfachen Methoden fächerübergreifend umsetzen»,

· Lehrmittel, welche die Lehrplanvorgaben abdecken,

· Planungshilfe der DVS für eine fächerübergreifende Anwendung politischer Bildung im Unterricht,

· Unterrichtseinheiten auf lernwelten.lu.ch: «Funktioniert mein Schulhaus wie eine Gemeinde?», «Warum brauche ich Rechte?», «Wer entscheidet über die Zukunft unseres Kantons», «Wieso brauchen wir Menschenrechte?», «Wie gelingt das Zusammenleben verschiedener Menschen?», «Wo möchtest du im Kanton Luzern leben?», «Ist Troxler ein Erfinder der modernen Schweiz?». Je nach Fachbereich sind ein bis zwei Unterrichtseinheiten pro Schuljahr nach Wahl verpflichtend.

· Unterrichtsangebot der DVS und der PH Luzern: Lernumgebung Kinderrechte – LUKIRE,

· Dossier «Politische Bildung» auf zebis.ch,

· Themendossier «Demokratiebildung in der Schule» von éducation21.



Die Verantwortung für die Umsetzung der Vorgaben aus dem Lehrplan tragen die Schulleitungen. Sie setzen durch, dass die Aspekte der politischen Bildung – wie im Lehrplan vorgegeben – tatsächlich implizit über Strukturen in der Schule bzw. im Unterricht sowie vielfältige Formen und explizit über Wissen vermittelt und erlebbar gemacht werden. Grundsätzlich werden überfachliche und fächerübergreifende Kompetenzen nicht weniger gewichtet als fachliche Kompetenzen und verzahnt unterrichtet. 



Der Lehrplan 21 ist erst seit ungefähr einem Jahr über alle Klassen hinweg im ganzen Kanton in Kraft. Unser Rat ist überzeugt, dass die Schulleitungen den korrekten Einsatz des Lehrplans im Rahmen ihrer Unterrichtsbeurteilung gewährleisten. Allenfalls wäre zu klären, wie die beschriebenen Angebote tatsächlich genutzt werden. Die erwähnte Weiterbildung an der Pädagogischen Hochschule kam beispielsweise wegen zu wenigen Anmeldungen im Schuljahr 2022/23 nicht zustande. 



Darüber hinaus ist eine Ausweitung der politischen Bildung kein Garant dafür, dass die Partizipation junger Erwachsener besser wird (vgl. Koller 2017). Andere Massnahmen könnten unter Umständen mehr bewirken. Eine Studie der Universität Bern (Dermont 2014) weist auf eine selektive Partizipation der jungen Erwachsenen hin. Sie bleiben vor allem bei komplexen Vorlagen und solchen, die sie für uninteressant oder irrelevant halten, von der Urne fern. Im Fazit der Studie wird festgehalten, «dass bei den jungen Erwachsenen tatsächlich ein Mobilisierungspotential besteht, welches durch einfache und jugendgerechte Information und Kommunikation […] möglicherweise besser ausgeschöpft werden könnte.»



Die DVS wird im Rahmen des Entwicklungsvorhabens «Schulen für alle» (Schulentwicklung 2035) unter dem Aspekt «fachliche und überfachliche Kompetenzen aktualisieren und stärken» einen Baustein «politische Bildung» entwickeln und den Schulen zur Verfügung stellen. Aus den erwähnten Gründen beantragen wir Ihnen, das Postulat teilweise erheblich zu erklären. 
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